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Schule

Zusammen,wasnicht
zusammengehört?
AlleKinder sollen imgleichenSchulzimmer
lernen, lernschwacheoderbeeinträchtigte
SchülerinnenundSchülerwerdennichtmehr
ausgegrenzt.Denn gerade diese lernen so mehr
und haben später bessere Chancen im Berufs-
leben. Und die anderen Mitschüler gewinnen an
sozialer Kompetenz, wenn die einstigen Klein-
klässler dazugehören. So gut ist der integrative
Unterricht, zumindest in der Theorie.

Seit zehn Jahren läuft inderDeutschschweiz
bereits derPraxisversuch.Alle Kinder sollen in
Regelklassen unterrichtet, auf Kleinklassen soll
möglichst verzichtet werden. Die Resultate schei-
nen aber durchzogen. Zwar spricht die Forschung
von Erfolgen und lobt die Arbeit der Lehrerinnen
und Lehrer. Doch diese tun sich immer noch
schwer mit der integrativen Schule. Das zeigte
jüngst die Arbeitszeiterhebung des Schweizeri-
schen Lehrerverbandes. Danach steht zwar eine
Mehrheit der Lehrpersonen der Idee immer noch
positiv gegenüber. Doch mit der integrativen
Schule kommen zusätzliche Belastungen auf sie
zu, sagte Verbandspräsident Beat Zemp. Sie
bringen die Lehrpersonen und das Regelschul-
system an die Grenze ihrer Leistungsfähigkeit.
Das System der integrativen Schule sei in Gefahr.
Tatsächlich wird mancherorts die Zahl der Klein-
klassen wieder erhöht, viele Schulen experimen-
tieren mit neuen Modellen. Das ist nicht schlecht,
aber es zeigt: Die integrative Schule ist noch
immer eine Baustelle.

Das ist auchnicht verwunderlich. Die Idee, alle
Kinder gleich zu behandeln, trifft auf eine Gesell-
schaft, die immer individualistischer wird. Und
sie driftet immer weiter auseinander und mit ihr
die Kinder in der Schule: Die einen können kaum
Deutsch, die andern sind an ständige Behütung
durch Helikoptereltern gewohnt. Das Schuljahr ist
für alle gleich lang, doch die Schüler in der Klasse
lernen in unterschiedlichen Geschwindigkeiten.
Das zu berücksichtigen, verlangt von den Lehr-
personen bereits viel ab – auch ohne schwierige
Schüler, die die ganze Aufmerksamkeit brauchen.
Deshalb fordert Lehrerpräsident Zemp mehr
Unterstützung für die Lehrerinnen und Lehrer,
mehr Heilpädagogen und Sozialarbeiter.

Das ist nichtnur eineWunschlisteder ewig
jammerndenLehrer.Wenn die letzten zehn
Jahre eines zeigen, dann dies: Um ihre hehren
Versprechen einzulösen, braucht die integrative
Schule genug Ressourcen. Sonst verliert die
schöne Idee den Rückhalt bei den Lehrpersonen
endgültig. Die Lehrer der Stadt St.Gallen drücken
schon auf die Bremse und fordern mehr Kleinklas-
sen. Geschieht nichts, ist weder Kindern noch
Lehrern gedient. Und man müsste sich die Frage
stellen, ob die Übung nach zehn Jahren nicht doch
noch abgebrochen werden soll.

Kaspar Enz
kaspar.enz@ostschweiz-am-sonntag.ch

TomsWeltBundespräsident Ueli Maurer wird imWeissen Haus empfangen

Analyse zum potenziellen Tauwetter zwischen der Türkei und syrischen Kurden

USAfädelnFriedenein
Offiziell sind sieTodfeinde:
Die türkischeRegierung
betrachtet die syrischeKur
denmilizYPGalsTerror
organisation, diemilitärisch
bekämpftwerdenmuss.Doch
hinter den Kulissen könnte sich
eine Annäherung anbahnen.
Unter Vermittlung der USA, die
mit der YPG verbündet sind, hat
es jetzt indirekte Gespräche
zwischen der Türkei und den
syrischen Kurden gegeben.
Auch der inhaftierte Chef der
kurdischen Terrororganisation
PKK, Abdullah Öcalan, spielt
dabei eine Rolle.

Fürdie türkischeFührung
zählenbei ihrembisherharten
KursgegendieYPGaussen-
wie innenpolitische Überlegun-
gen. Die Kurdenmiliz ist der
syrische Ableger der PKK und
stellt deshalb mit ihrer Präsenz
an der türkischen Südgrenze aus
Sicht Ankaras eine Bedrohung
der Sicherheit des Landes dar.
Kurz vor der Neuwahl in der
Metropole Istanbul am 23. Juni
will der türkische Präsident
Recep Tayyip Erdogan zudem
nationalistische Wähler bei der
Stange halten. Ein Vorstoss
gegen die YPG in Syrien wäre
eine der Möglichkeiten, um

dieses Ziel zu erreichen, sagte
Aykan Erdemir, Türkei-Experte
bei der US-Denkfabrik FDD,
unserer Zeitung. 2018 hatte
Erdogan seine Truppen ins
syrische Afrin geschickt und
darauf die Wahlen gewonnen.

Als frühererUS-Botschafter in
Ankarakenntderamerikani
scheSyrienBeauftragte James
Jeffrey die türkische Interessen-
lage genau und setzt alles daran,
einen türkischen Einmarsch
abzuwenden. Jeffrey organi-
sierte als Vermittler indirekte
Kontakte zwischen Ankara und
der YPG. Noch ist offen, ob mit
den Verhandlungen eine militä-

rische Konfrontation verhindert
werden kann. Allein die Tat-
sache, dass sich die Türkei auf
die Gespräche eingelassen hat,
zeigt aber, dass Ankara nicht
unbedingt auf die Intervention
bestehen wird. Deshalb kommt
nun auch wieder Abdullah
Öcalan ins Spiel. Der PKK-Chef,
der seit 1999 auf der türkischen
Gefängnisinsel Imrali sitzt, darf
nach einer achtjährigen Isola-
tionshaft auf Beschluss der
türkischen Regierung ab jetzt
wieder regelmässig mit seinen
Anwälten reden.

DamitwillAnkaravorallem
erreichen,dassÖcalanmässi
gendaufdieYPGeinwirkt,die
ihn als ihren Anführer betrach-
tet. In seinem ersten Gespräch
mit seinen Anwälten seit 2011
betonte der PKK-Chef kürzlich,
die syrischen Kurden sollten die
Sicherheitsinteressen der Türkei
respektieren und sich vor einer
«Kultur des Konfliktes» hüten.

VölligneuwäreeineAnnähe
rungzwischenderTürkeiund
derYPGnicht. In den ersten
Jahren des Syrien-Krieges
unterhielt Ankara gute Bezie-
hungen zu den syrischen Kur-
den. Damals ging es Erdogan vor

allem um eine rasche Entmach-
tung des syrischen Präsidenten
Baschar al-Assad. Erst die
Machtausweitung der syrischen
Kurden unter dem Schutz der
USA seit 2015 machte die YPG
zum türkischen Erzfeind.

Washingtonwill sichden
MilizenVerbandSyrische
DemokratischeStreitkräfte
(SDF), in dem die YPG die
Hauptrolle spielt, auch in
Zukunft als lokalen Partner
erhalten. Die USA streben auf
Dauer eine Zahl von 40000 gut
ausgebildeten und bewaffneten
SDF-Kämpfern an. Sie sollen
verhindern, dass Russland und
der Iran ihren Einfluss auf den
Osten Syriens ausweiten. Die
Türkei soll sich also nach dem
Willen der USA mit den syri-
schen Kurden arrangieren.
Wenn Erdogan darauf eingeht,
dürfte der türkische Einmarsch
nach Syrien erst einmal vom
Tisch sein.

Thomas Seibert, Istanbul

AlleindieTatsache,
dass sichdieTürkei
aufdieGespräche
eingelassenhat,
zeigt, dassAnkara
nichtunbedingt auf
die Intervention
bestehenwird.

Glosse zum Sonntag

VerflixteGeografieoderLiebesgrüsseaus«Slowakenien»
WennesumdieGeografie
derNachbarländer geht, sind
wir inderRegel aufZack.Es
herrscht sozusagen ein unaus-
gesprochener Konsens darüber,
dass dies den Minimalstandard
des geografischen Allgemein-
wissens darstellt. Doch ennet
dieser Grenzen werden die
Landkarten in den Köpfen sehr
schnell von Terra incognita
beherrscht. Besonders wenn es
in Richtung Osten jenseits von
Triest oder Wien geht. Zuge-
geben: Es ist nicht das ein-

fachste Gebiet um à jour zu
bleiben. Wo man sich noch vor
ein paar Jährchen nur eine
Handvoll Ländernamen merken
musste, sind in den 1990er-Jah-
ren Staaten wie Pilze aus dem
Boden geschossen.

Wersichdamitauskennen
sollte,wärendieDiplomaten.
Immerhin ist das ihr täglich Brot,
und mehr Staaten bedeuten
auch mehr Optionen in einem
sonst eher starren Business.
Doch manchmal scheint es auch

hier zu viel des Guten zu geben.
Zumindest erweckt eine Mittei-
lungen aus dem Aussendeparte-
ment vom Donnerstag diesen
Anschein. In einer kurzen
Nachricht wird über den Besuch
von Aussenminister Ignazio
Cassis in der Slowakei infor-
miert. Im letzten Satz schlägt
der geografische Fehler-Teufel
zu: «Slowenien leitet derzeit
auch die Gruppe der Visegrad-
Staaten (Slowakei, Tschechien,
Ungarn, Polen).» Moment mal,
Slowenien oder Slowakei?

Gut, zu sehrdaraufherum
trampelnwärekleinlich,
immerhin waren in der vier
Sätze umfassenden Mitteilung
die Mehrheit (zwei von drei) der
Erwähnungen des Staats kor-
rekt. Und das Timing war halt
nicht ganz perfekt: Der allge-
meine Geografie-Auffrischungs-
kurs namens Eurovision Song
Contest hat ja erst gestern
stattgefunden. Und die beiden
Staaten sind es sich anschei-
nend gewöhnt. Offizielle Stellen
stehen in regem Kontakt mitein-

ander – um falsch adressierte
Post auszutauschen.

Manmüsste eigentlichdank
bar sein, dassdieseStaaten
die konstanten Verwechslungen
nicht für ihre Zwecke nutzen –
und etwa zusammen einen
fiktiven Sündenbock-Staat
etablieren. Wenn dann der Zins
für den grosszügigen Auslands-
kredit fällig ist, können die
Slowenen auf die Slowakei
verweisen. Und die Slowaken
wissen von nichts, sind sich

dafür aber sicher, dass dieses
vermaledeite«Slowakenien»
dahinter steckt. Denkbar wäre
es ja. Die Staaten des neuen
Europas zeigen sich ja bezüglich
Ländernamen ab und zu etwas
pragmatischer (Nord-Mazedo-
nien lässt grüssen, Süd-Mazedo-
nien spart gerade für das Post-
karten-Porto).

Wiedemauchsei:Hopp
Schwed... äh Schwiiz!

Sasa Rasic
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